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Das fremd gewordene Projekt
Nur noch eine Minderheit der Deutschen sieht in Europa ihre Zukunft / Von Klaus-Dieter Frankenberger

franffurter Allgemeine
ZEITU N G  FÜR DEUTSCHLAND

Leistungsträgerinnen

M it der Quote Quote zu machen, 
ist das gemeinsame Ziel der Par­

teien. Der Umgang mit der Frauenquo­
te soll ihre jeweilige Wählerquote erhö­
hen. Der Zweck des Streits in der Sache 
-  Pflichtquote oder Selbstverpflich­
tungsquote -  ist es, den Mentalitäten 
der je eigenen Wählerschaft entgegen­
zukommen, den Frauen wie den Män­
nern. Dabei sind manche Argumente 
geradezu irreführend. Wirtschaftsmi­
nister Brüderle meint, Deutschland 
könne „auf seine Leistungsträgerinnen 
nicht verzichten“. Das will auch nie­
mand, im Gegenteil. Die Frage ist nur, 
ob die ministeriell gelobten Leistungs­
trägerinnen den Männern in den Spit­
zenpositionen zuarbeiten und deren Er­
folg ermöglichen, oder ob sie selbst die 
Spitzenpositionen entnehmen -  und 
sich auf leistungsstarke Männer stüt­
zen. Dieser Mechanismus macht klar, 
dass mit einer „freiwilligen Quote“ 
nicht viel zu gewinnen ist. Eine schema­
tische Quote hilft ohnehin nicht weiter. 
Allein der Frauenanteil eines Unterneh­
mens ist der begründete Maßstab für 
die Verteilung der Leitungspositionen 
auf die Geschlechter. Das wäre gerecht, 
allerdings nicht revolutionär. G.H.

Gut und nützlich

O b der spanische Ministerpräsi­
dent José Rodriguez Zapatero zu 

den Fans der Kanzlerin gehört, sei da­
hingestellt. Im vergangenen Jahr, auf 
dem Höhepunkt der Schuldenkrise gab 
es zwischen den beiden Regierungen 
manche Irritation und manche Unter­
stellung. Klar war, dass Berlin als Ge­
genleistung für europäische Solidarität 
auf Reformen in jenen Ländern be­
stand, die unter scharfer Beobachtung 
der Märkte standen. Selbst wenn es sei­
nen politischen Überzeugungen wider­
sprochen haben mag, hat Zapatero seit­
her eine Art spanische „Agenda 2010“ 
geschultert -  zuletzt die Erhöhung des 
Renteneintrittsalters auf 67 Jahre. Das 
liegt auf der Linie der Vorstellungen 
der Bundesregierung zur Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit, auch derjeni­
gen der spanischen Wirtschaft. Berlin 
kann nicht erwarten, dass Zapatero je ­
den seiner Wünsche (begeistert) er­
füllt; aber es ist schon gut, dass die Zu­
sammenarbeit funktioniert. Wenn jun­
ge Spanier nach Deutschland kom­
men, um zu arbeiten, ist das auch gut: 
Es nützt beiden Ländern und ent­
spricht europäischen Prinzipien -  
Stichwort Freizügigkeit. K.F.

SensationenS ollten die Amerikaner tatsächlich 
die Absicht haben, des in aller Welt 

zum „Staatsfeind“ stilisierten Julian As- 
sange habhaft zu werden, machten sie 
aus dem Enthüller erst recht einen In­
ternet-Heiligen. Nicht nur das ließe sie 
wie schlechte Verlierer aussehen. Der 
Journalismus Assanges -  er nennt ihn 
„wissenschaftlichen Journalismus“ -  
wird auf Kosten des Informanten gefei­
ert, der Wikileaks mutmaßlich mehr­
mals mit Material gefüttert hat und seit 
Juli 2010 in einem amerikanischen Mili­
tärgefängnis auf seinen Prozess wegen 
Geheimnisverrats wartet. Es ist die un­
durchsichtige Machtstruktur des Assan- 
ge-Imperiums, die Bradley Manning 
zum Verhängnis wurde. Sein Name wur­
de preisgegeben. Assange war das egal. 
Er wollte die Sensation. Die geben ihm 
nicht nur seine lüsternen Glaubensbrü­
der, sondern auch Washington, indem 
es sich anschickt, an Manning ein 
Exempel zu statuieren. Der Obergefrei­
te aus Maryland wird so das Opfer ei­
nes Journalismus, der die Pressefrei­
heit dazu nutzt, eine demokratische 
Großmacht zu demütigen. Der Gewin­
ner dieses unwürdigen Schauspiels soll­
te nicht Wikileaks sein. kum.

Es hat sich angedeutet und kommt nicht 
aus heiterem Himmel. Aber was das Insti­
tut für Demoskopie Allensbach zur euro­
papolitischen Stimmungslage der Deut­
schen ermittelt hat, ist dennoch drama­
tisch und alarmierend: Nicht zuletzt we­
gen der öffentlichen Diskussion über die 
Stabilität des Euro drohe das Ziel der poli­
tischen Einigung Europas Schaden zu 
nehmen. Das Misstrauen in die Wäh­
rungsunion nimmt zu, was unter dem Ein­
druck hektischer Krisenbewältigungs­
politik und großer Rettungsschirme so 
verwunderlich nicht ist. Doch der Unmut 
geht darüber hinaus: Es schwindet das 
Vertrauen in die Europäische Union im 
Allgemeinen.

Nur noch 41 Prozent der befragten 
Deutschen sehen in Europa „unsere Zu­
kunft“, wie die Meinungsforscher heraus­
gefunden haben. Sie erkennen seit der 
deutschen Wiedervereinigung ohnehin 
mehr und mehr Zeichen des Unbehagens 
der Bevölkerung am Einigungsprozess 
und weisen darauf hin, dass „alle großen 
Grundsatzentscheidungen der europäi­
schen Einigung der letzten 20 Jahre ge­
gen den Willen der deutschen Bevölke­
rung durchgesetzt“ worden seien: von der 
Einführung des Euro bis zur Aufnahme 
von Beitrittsverhandlungen mit der Tür­
kei. Die Schuldenkrise einzelner EU-Mit- 
glieder und die Diskussion über die Lö­
sung dieser Krise haben die Geduld vieler 
Deutscher offenbar „überstrapaziert“. 
Nach den Allensbach-Daten ist das Anse­
hen der EU in kürzester Zeit auf einen 
Tiefpunkt gesunken.

Was dieses Meinungsklima der Euro- 
Skepsis, des Verdrusses und der grund­
sätzlichen Ablehnung für den Handlungs­
spielraum der deutschen Europa-Politik 
und, zum Beispiel, für die politische und 
institutionelle Fortentwicklung der W äh­
rungsunion bedeutet, liegt auf der Hand. 
Zwei Mitglieder der Bundesregierung ha­
ben es offen gesagt: „Wer dem Einstieg in 
die Transferunion das Wort redet, setzt

Nie ist eine Krise durch Mutlosigkeit be­
wältigt worden. Das gilt insbesondere für 
Vertrauenskrisen, auch wenn es objektiv 
schlimmere Krisen gibt. Es braucht Mut, 
den sprichwörtlichen Stier, der zum My­
thos Europa gehört, bei den Hörnern zu 
packen. Erfreulicherweise ruht im Augen­
blick die sonst an den Nerven zerrende De­
batte über die „Finalität Europas“. Dieser 
immer wieder aufflammende Streit dar­
über, ob Europa eines Tages ein Staaten­
bund, ein Bundesstaat oder eine Formati­
on sui generis (eigener Art) sein soll oder 
sein wird, ist so anmaßend und falsch wie 
die einst modische Behauptung vom 
„Ende der Geschichte“. Nicht die Bestim­
mung des Endzustands, sondern die Be­
stimmung des Zwecks der Europäischen 
Gemeinschaft ist die Bringschuld der Poli­
tik und die Holschuld der Bürger aller be­
teiligten Staaten. Wenn alle wissen, was 
mit Europa erreicht werden soll und was 
Europa für sie erreichen soll, dann kön­
nen das Vertrauen in die Politik und das 
Selbstvertrauen der Bürger wieder wach­
sen, die Aufgaben zu erfüllen, deren Über­
sichtlichkeit an der geographischen Über­
sichtlichkeit der EU hängt.

Außenminister Westerwelle hat im De­
zember in dieser Zeitung die EU „unsere 
Wohlstandsversicherung“ in den „Stür­
men der Globalisierung“ genannt. Er hät­
te dabei stärker hervorheben müssen, dass 
er mit „uns“ nicht die Deutschen, sondern 
alle „Bürger und Politiker Europas“ meint. 
Es gibt keine langfristige Aussicht auf 
Wohlstand für die Deutschen, wenn die 
Aussichten der anderen Mitgliedsvölker 
nicht ähnlich gut sind. Nach den Gesetzen 
der Globalisierung sind die bald nur noch 
70 oder 60 Millionen Deutsche eine neben­
sächliche Größe -  selbst die acht Mal grö­
ßere EU-Bevölkerung bildet nicht mehr 
den Mittelpunkt der Welt.

Falsch ist freilich Westerwelles Begriff 
der „Wohlstandversicherung“. Die EU ist 
keine außen verankerte Einrichtung, die 
im Schadensfall ungeachtet der Summe

den Rückhalt für Europa vor allem in den 
Ländern aufs Spiel, die die Hauptlast da­
für tragen müssten“, hat Außenminister 
Westerwelle unlängst in dieser Zeitung ge­
schrieben. Er sieht in der abnehmenden 
Zustimmung der Bevölkerung zur EU so­
gar ein „systemisches Risiko“. In puncto 
Lehren aus der Krise macht sich wieder­
um Finanzminister Schäuble keine Illusio­
nen über das Ausmaß institutioneller 
Fortschritte; denn die politischen Wider­
stände gegen eine weitere Vergemein­
schaftung beim demokratischen Souve­
rän in den allermeisten Mitgliedstaaten 
und damit auch in den Parlamenten seien 
„derzeit unübersehbar“. Das gilt in Son­
derheit für Deutschland.

Warum verlieren die Deutschen -  und 
vielleicht auch andere -  die „Lust“ auf Eu­
ropa? Weil ihnen die Hilfe für klamme

Für die Abkühlung der 
Europa-Begeisterung gibt 
es vermutlich eine ganzes 
Bündel von Gründen.

Partner zu einer Last wird, die sie nicht 
mehr schultern wollen? Das kann es 
nicht alleine sein, zumal Wissenschaft­
lern seit Jahren ein „Akzeptanzverlust“ 
auffällt. Allerdings dürfte es schon zutref­
fen, dass die Deutschen sich nicht länger 
mit der Rolle des Zahlmeisters abfinden 
wollen, der für alles geradesteht. Das Ar­
gument, dass deutsche Zahlungen an 
„Brüssel“ letztlich der deutschen Export­
industrie zugutekämen, verfängt bei der 
Mehrheit der Deutschen kaum, unabhän­
gig von seiner Stichhaltigkeit und von den 
unbestreitbaren Wohlstandsgewinnen. 
Ob die Leute sich darüber hinaus von der 
Boulevardpresse aufwiegeln lassen, für 
die das Thema „Andere leben auf unsere 
Kosten“ natürlich ein gefundenes Fressen 
ist, steht dahin.

der eingezahlten Prämien bis zum festge­
legten Umfang einspringt. Sie ist eine 
Wohlstandssicherung, die lediglich so 
stark ist, wie der Beitrag aller untereinan­
der solidarischen Mitglieder zur gegensei­
tigen Sicherheit ist. Kein anderer „global 
player“ sieht seine Aufgabe darin, den 
Wohlstand der Europäer -  über sein Eigen­
interesse an der europäischen Zahlungsfä­
higkeit hinaus -  zu mehren. Für die Euro­
päer sorgen nur die Europäer. Wer ein eu­
ropäisches Land fallen ließe, ließe die eu­
ropäische Solidarität fallen.

Daher war es ein schwarzer Tag in der 
deutschen Europa-Politik, als am 17. März 
2010 die Bundeskanzlerin im Bundestag 
die Möglichkeit des Ausschlusses eines 
Staates aus einem europäischen Verbund 
erörterte. Die deutschen Europa-Gegner

Eine Währungsunion ist 
eine besonders empfind­
liche Solidargemeinschaft. 
Diese fordert ihren Tribut.

bekamen Aufwind, denn aus Merkels Wor­
ten sprach der Anspruch ausgerechnet Ber­
lins, über andere -  nicht erst antragstellen­
de, sondern bereits gleichrangige -  Natio­
nen zu richten. Auch ergab sich der fal­
sche Eindruck, man könne unliebsame 
Weggefährten einfach abschütteln. Die 26 
anderen Mitgliedstaaten und die Kommis­
sion waren nun erst recht herausgefordert, 
einer solchen Drohung und den damit ge­
weckten Spekulationsanreizen riesige fi­
nanzielle Brandmauern entgegenzustel­
len. Natürlich musste Deutschland sich 
daran beteiligen, wollte es nicht in die Iso­
lation geraten.

Mit ihrer Rede machte Frau Merkel al­
lerdings unbeabsichtigt klar, dass die Ein­
fallstore für krisenhafte Entwicklungen 
nicht in der Gemeinschaftspolitik liegen,

Es ist vermutlich eine Melange von 
Gründen, welche das Verhältnis der Deut­
schen zu „Europa“ haben abkühlen las­
sen und die sich unter dem Eindruck der 
Finanz- und Schuldenkrise noch einmal 
verschärft haben. In einem gewissen Sin­
ne hat sich die Einstellung vieler Deut­
scher zur europäischen Einigung mit 
wachsender Distanz zum Zweiten Welt­
krieg „normalisiert“: Die EU wird nicht 
mehr überhöht; das hat zweifellos mit der 
Entwicklung Deutschlands zu tun und sei­
ner Festigung als anerkannte Demokratie 
und leistungsstarke Wirtschaft, auch mit 
der deutschen Einheit. Europa ist nicht 
mehr der politische Ersatz für eine eigen­
ständige Politik und für die eigene Identi­
tät. Die europäischen Institutionen sind 
vielen fremd geblieben, gleichzeitig sind 
sie nicht länger von einem Diskussions­
und Kritikverbot umstellt. Diesen Um­
stand können sich Interessierte zunutze 
machen: „Europa“ muss oft als Sünden­
bock herhalten; nicht immer, aber oft 
trifft die Kritik den oder die Falschen.

Viele Europa-Politiker, vor allem jene, 
die von den Vereinigten Staaten von Euro­
pa träumen, haben jahrelang angenom­
men, die Bürger teilten ihren integrations­
politischen Enthusiasmus. Das ist vermut­
lich ein Irrtum. Selbstverständlich wollen 
die Leute, dass ihr Land mit den anderen 
Partnern gut und eng kooperiert; aber sie 
hängen noch mehr an den Symbolen und 
Institutionen ihrer Staaten; denen gilt 
ihre Loyalität in erster Linie. Das Natio­
nalbewusstsein ist auch in Zeiten von Glo­
balisierung und Europäisierung nicht er­
loschen; den europäischen Bundesstaat 
wollen die meisten nicht. Zudem fragen 
sich viele, ob die Behauptung, dass im­
mer die europäische Lösung die bessere 
sei und „Europa“ zwangsläufig immer 
mehr Zuständigkeiten haben müsse, so 
einfach zutrifft. Es ist offensichtlich, dass 
in der Europa-Politik die Kluft zwischen 
der politischen Klasse mit ihrer Fixierung 
auf Institutionen und der Bevölkerung 
groß ist.

sondern in den nationalen Politiken. 
Nicht die gemeinschaftlichen Entschei­
dungen der EU hatten zur risikobehafte­
ten Überschuldung der Staatshaushalte ge­
führt, sondern die souveränen Beschlüsse 
der nationalen Parlamente und Regierun­
gen. Diese Erkenntnis hat weitreichende 
Folgen. Nicht zuletzt wurde der vom Bun­
desverfassungsgericht gerade erst beim 
Lissabon-Urteil bekräftigte Souveränitäts­
anspruch des Bundestages und der natio­
nalen Parlamente schlechthin untergra­
ben. Der verlässliche Ausweg aus den Fehl­
entscheidungen in den einzelnen Haupt­
städten kann nur die Einschränkung der 
eigenständigen Entscheidungsfindungen 
zugunsten der Berücksichtigung gemeinsa­
mer Aspekte und Vorteile sein. Der Euro- 
Gruppen-Vorsitzende Junckers sprach zu­
rückhaltend von der Harmonisierung der 
Haushaltspolitik der Einzelstaaten.

Wenige Monate später zieht keine Re­
gierung mehr in Zweifel, dass es notwen­
dig ist, „die Euro-Zonen-Mitglieder zu ei­
ner Finanz- und Haushaltspolitik zu ver­
pflichten, die der Verantwortung für die 
gemeinsame Währung Rechnung trägt“, 
wie es Finanzminister Schäuble am 27. Ja­
nuar in dieser Zeitung schrieb. Verpflich­
ten heißt aber, nicht darauf warten, ob am 
Schluss alles aufgeht, sondern Vorlage des 
national Geplanten zur gemeinsamen Be­
gutachtung. Dabei ist die Neuverschul­
dung zu begrenzen und die angemessene 
Tilgung der Altschulden zu verabreden.

Weicht ein Parlament unter Berufung 
auf sein Königsrecht vom so Vereinbarten 
ab, wird die dazugehörige Regierung un­
ter starken gemeinschaftlichen Druck 
kommen. Eine Währungsunion ist eine be­
sonders empfindliche Solidargemein­
schaft. Wie sehr, das hat Schäuble darge­
legt: „Unbestritten ist, dass Europa, vor al­
lem die Euro-Zone, die nationalen Fi­
nanz-, Haushalts-, Wirtschafts- und Sozial­
politiken zur Stabilisierung der gemeinsa­
men Währung besser verzahnen muss.“ 
Dieser Einsicht folgt sein Bedauern dar­
über, dass „wir“ aus Rücksicht auf die „ver-

Maastricht, Amsterdam, Nizza, Verfas­
sungsvertrag, Lissabon -  in den vergange­
nen Jahren gab es nicht gerade wenig Re­
formrunden, die, unter anderem, auch 
das berüchtigte Demokratiedefizit abbau­
en und die Distanz zwischen der EU und 
den Bürgern verringern sollten. Jede Re­
formrunde wird als notwendig und wich­
tig angepriesen -  nur um kurze Zeit spä­
ter weiteren Reformbedarf zu erklären. 
So ist es auch jetzt wieder: Nach der 
schweren Geburt des Vertrags von Lissa­
bon äußern sich viele Akteure, auch aus 
dem wissenschaftlich-publizistischen Um­
feld der Brüsseler Institutionen, schon 
enttäuscht, weil dies oder jenes nicht so 
wie gewünscht funktioniere. Warum also 
sollten die Bürger davon so begeistert 
sein? Die Bürger konsumieren die Vortei­
le und Vorzüge, welche die Union der Eu­
ropäer ihnen bringt, aber lieben tun sie 
deswegen die wenigsten. Sie akzeptieren 
die EU, und in einem pragmatischen all­
tagsweltlichen Sinne ist Europa auch ihre 
Zukunft. Dennoch sind sie sich nicht si­
cher, ob die Fortsetzung der bisherigen Ei­
nigungspolitik -  mehr Harmonisierung, 
mehr Integration, mehr Kompetenzen für 
Kommission und Parlament -  in ihrem 
Sinn ist. Sie wissen es nicht. Vielmehr le­
sen sie immer öfter von „Europas Nieder­
gang und Fall“. Das ist der Titel eines Bu­
ches von Richard Young, tatsächlich ist es 
aber der heimliche Verdacht vieler Leute 
und ein Gegenstand der internationalen 
Politik.

Die Deutschen erfahren, dass ihnen 
die Wettbewerbsfähigkeit ihrer W irt­
schaft geneidet wird; sie erleben, dass 
zehn Jahre nach der Einführung des Euro 
schon alles auf eine Karte gesetzt wird: 
Scheitert der Euro, dann scheitert die EU, 
hat die Kanzlerin ihnen zugerufen. Das 
wäre vermutlich so. Ein Scheitern der 
Währungsunion versetzte der Union ei­
nen schweren Schlag. Muss man sich da 
wundern, dass die Zweifel wachsen? Eu­
ropa sei eine Schicksalsgemeinschaft, 
wird gesagt. Richtig -  wenn die Leute das 
auch so sehen.

fassungsrechtlichen (damit ist wohl das 
Karlsruher Lissabon-Urteil gemeint) und 
europarechtlichen Grenzen“ und wegen 
der ,Widerstände gegen eine weitere Ver­
gemeinschaftung“ allenthalben „auf ab­
sehbare Zeit nur begrenzte institutioneile 
Fortschritte machen“. Schäuble sieht je­
doch den Weg offen für eine „verstärkte 
intergouvernementale Zusammenarbeit“, 
also für ein Handeln der Wissenden unter 
dem Zwang der Wirklichkeit.

Doch wozu der ganze Koordinierungs­
aufwand, etwa in einer „Wirtschaftsregie­
rung“, wenn die meisten Staaten keinen 
zusätzlichen Gewinn davon haben? Wes­
terwelle und Schäuble schließen etwa ge­
meinsame Anleihen der EU-Mitgliedstaa- 
ten (Euro-Bonds) aus, sie sperren sich ge­
gen die gemeinsame Vorteilsuche der bes­
ser und der schlechter gestellten Staaten 
auf den Finanzmärkten. Dabei hat der 
Deutsche Klaus Regling an der Spitze des 
EFSF gerade bewiesen, welche Vorzüge 
die gemeinschaftlich aufgelegten Anlei­
hen haben, selbst dann, wenn die Erlöse 
innerhalb der EU den Einzelstaaten zu 
unterschiedlichen Bedingungen weiterge­
reicht werden. Die Geschichte der Euro­
päischen Gemeinschaft ist eine Abfolge 
von Souveränitätsverzichten im Tausch 
für sonst unerreichbare ideelle oder mate­
rielle Gewinne der Nationalstaaten. Das 
erst hat die Dynamik hervorgebracht.

Doch Schäuble wie Westerwelle ver­
schließen sich mit ihrem Stoppzeichen ih­
rer eigenen Logik -  als ob sie ihr nicht fol­
gen dürfen oder sie sich ihr nicht zu folgen 
trauen. Diese Selbstblockade der deut­
schen Regierungspolitik zu brechen, ist 
die Aufgabe der Kanzlerin. Übernähme 
sie wieder die europapolitische Schrittma­
cherschaft und erklärte sie den Bürgern 
den Weg und den Sinn, ihn zu gehen, dann 
könnte es mit Europa vorangehen. Ein 
Trippeln auf dem Fleck ist das Gegenteil 
von Vorwärtskommen. Die Bürger wissen 
das. Daher hat noch nie jemand in 
Deutschland Wahlen gewonnen mit ei­
nem Bremsprogramm für Europa.

Jens WEIDMANN  Foto Marco Urban

Im Hintergrund
Das Holzpaddel erinnert an den W irt­
schaftsgipfel vom vergangenen Jahr. 
Als sogenannter Sherpa hat Jens Weid­
mann für die Bundeskanzlerin so eini­
ge Treffen der Staats und Regierungs­
chefs vorbereitet. Zeit für einen Aus­
flug im Kanadier gibt es in diesen Ta­
gen gewiss nicht. Ganz im Gegenteil, 
bis tief in die Nacht muss der W irt­
schaftsberater der Bundeskanzlerin für 
Nachfragen zur Verfügung stehen, kriti­
sche Punkte klären. Das glänzende 
Stück gab es in Toronto zum Abschied 
von den Kollegen. Nun schmückt es 
sein Büro im Kanzleramt, genauso wie 
zwei Flugzeugmodelle von Airbus und 
Boeing.

Der 42 Jahre alte Ökonom ist einer 
der engsten Berater der Kanzlerin. Er 
bleibt im Hintergrund. So zeigen Fern­
sehbilder von den jüngsten deutsch-is- 
realischen Konsultationen nur kurz ei­
nen freundlich lächelnden Mann in den 
besten Jahren neben Angela Merkel. 
Weidmann, den sie einst von der Bun­
desbank ins Kanzleramt holte, wird 
auch an ihrer Seite zu finden sein, 
wenn sich die Staats- und Regierungs­
chefs der EU an diesem Freitag treffen, 
um über die Energiepolitik zu reden. 
Die Eurostaaten-Schuldenkrise wird ei­
nen weiteren Schwerpunkt bilden. 
Dann geht es auch um den Pakt für 
Wettbewerbsfähigkeit, den Merkel und 
Frankreichs Präsident Sarkozy gemein­
sam vorstellen wollen. Man kann si­
cher sein, dass Merkels Vertrauter dar­
an maßgeblich mitgeschrieben hat.

Aber wie lange wird Weidmann Mer­
kel noch auf ihrem Wegen begleiten? 
Schon länger kursiert das Gerücht, ihn 
ziehe es zurück in die Bundesbank. Mit­
te des Jahres wird dort auf jeden Fall 
die Position des Vizepräsidenten frei. 
Der Bund hat das Vorschlagsrecht. Aus 
Weidmanns Sicht kann der Wechsel 
nur attraktiv sein. Die Aufgabe wäre 
spannend, und er wäre wieder in der 
Nähe seiner Familie, die er sonst nur 
am Wochenende sieht -  wenn nicht ir­
gendwelche Krisen selbst das verhin­
dern. Davon gab es in den fünf Jahren, 
die Weidmann im Kanzleramt ist, ge­
nug. In der Finanzkrise und Eurostaa­
ten-Schuldenkrise ist manches Ret­
tungspaket zu schnüren gewesen.

Für die Kanzlerin, aber auch für die 
Koalition wäre sein Abgang ein Ver­
lust. Weidmann ist nicht aus der Ruhe 
zu bringen, fleißig, sympathisch und 
uneitel. Doch er weiß, was er kann 
oder geleistet hat. So ist ihm anzumer­
ken, dass es ihm tiefe Genugtuung be­
reitet, dass die Einbindung des Interna­
tionalen Währungsfonds (IWF) in das 
Rettungspaket für Griechenland und 
andere Euro-Länder mittlerweile allge­
mein akzeptiert wird. Lange waren die 
Deutschen die einzigen, die das woll­
ten -  nicht zuletzt, weil der IWF Erfah­
rung im Sanieren von Staaten hat. 
Ohne ihn wäre das Risiko größer, dass 
die europäische Familie zu viel Nach­
sicht mit ihren Sündern zeigt. Weid­
mann ist mehr als nur Ökonom. Er 
kann sich in die Situation hineinverset­
zen, vor der Politiker stehen, wenn sie 
entscheiden müssen. Wenn nur eine 
kleine Wahrscheinlichkeit besteht, das 
es übel enden könnte, werden sie die­
sen Weg nicht gehen, selbst wenn er 
nach herkömmlichen Maßstäben bes­
ser als alle anderen wäre. Dieses Wis­
sen macht einen guten Kanzlerberater 
aus. MANFRED SCHÄFERS

Harmonisierungsgewinne
Die Ursache der Fehlentwicklungen liegt in den Nationalstaaten, nicht in der Union / Von Georg Paul Hefty
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exklusiv
gerahmtKirchner fürKenner

Genießen Sie einen der wichtigsten 
deutschen Maler des 20. Jahrhunderts auf 
neue Weise - erleben Sie Ernst Ludwig 
Kirchner in den eigenen vier Wänden. 
Vom erstklassigen Ergebnis des neuen 
Direktscan-Verfahrens können Sie 
sich jetzt erstmalig überzeugen: In beein­
druckender Farbqualität und Detailschärfe 
haben wir die sinnlich-impulsive 
Malerei von Ernst Ludwig Kirchner 
eingefangen und künstlerisch-ästhetisch 
perfekt gerahmt.

Neben den abgebildeten (Frankfurter 
Westhafen, Best.-Nr. K07 -  Stehender Akt 
mit Hut, Best-Nr. K03 -  Variete, Best.-Nr. 
KOI) sind weitere Motive zum Preis von 
290,- Euro inkl. ges. Mwst. erhältlich.
Alle Bilder haben das Format 51,5 x 
66,5cm. Sie wollen mehr wissen?
Wir schicken Ihnen gerne unseren Infor­
mationsflyer mit Abbildungen aller Werke 
zu. Ordern Sie ganz bequem per Telefon, 
Fax oder E-Mail.
Tel: 0 27 45 /  92 02 777,
Fax: 0 27 45 /  92 02 926,
E-Mail: info@orbis-pictus.de

franffurter^ljjem eine Städel Museum«

mailto:info@orbis-pictus.de

